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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung und 
Forschung 


1 . Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Verlauf der 
ersten Ausschreibung zum europäischen Satelliten- 
Navigationssy Stern Galüeo bezüglich des Erfolges 
deutscher Unternehmen, und welchen Einfluss hat 
dabei die geringe finanzielle Ausstattung in den ent- 
sprechenden nationalen Programmen? 


2. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, 
die finanzielle Ausstattung des 7. Europäischen Eor- 
schungsrahmenprogramms auf 40 Mrd. Euro auszu- 
weiten? 


Geschäftsbereich des Bundeskanziers und des 
Bundeskanzieramtes 


3. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(EDP) 


Welchem Haushaltstitel entstammen die zusätzli- 
chen Zuwendungen in Höhe von jährlich rund 
1,4 Mio. Euro an die Stiftung Weimarer Klassik und 
von 500 000 Euro für die Ausstellung „Ihre kaiser- 
liche Hoheit - Maria Pawlowna“, deren Bereitstel- 
lung die Beauftragte der Bundesregierung für Kul- 
tur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina 
Weiss, in einer Pressemitteilung vom 10. Juni 2004 
angekündigt hat, bzw. an welcher Stelle des Bundes- 
haushaltes werden die genannten Mittel eingespart? 


4. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Welches Konzept verfolgt die Bundesregierung bei 
der Konsolidierung der Stiftung Weimarer Klassik, 
und welche Strukturveränderungen hält sie für gebo- 
ten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung konkrete Hinweise auf be- 
vorstehende Terrorangriffe in Deutschland auf- 
grund des Einsatzes in Afghanistan, und worauf 
stützt sich die entsprechende Warnung des Bundes- 
kriminalamts (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
22. Juni 2004)? 


6. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Inwieweit werden islamistische Internetseiten ausge- 
wertet und für die Terrorismusbekämpfung sinnvoll 
genutzt? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


7. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Wird die Bundesregierung das Zusatzprotokoll zur 
UN-Anti-Folter-Konvention, das bereits von Alba- 
nien, Argentinien, Österreich, Costa Rica, Kroatien, 
Dänemark, Finnland, Guatemala, Island, Italien, 
Madagaskar, Malta, Mexiko, Norwegen, Neusee- 
land, Rumänien, Senegal, Serbien und Montenegro, 
Sierra Feone, Schweden und dem Vereinigten Kö- 
nigreich unterzeichnet wurde, unterzeichnen, und 
wenn nein, warum nicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


8. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Trifft es zu, dass es für Michael Wolffsohn, Profes- 
sor an der Münchner Bundeswehr-Universität, der 
Anfang Mai in einem Fernsehinterview gesagt hatte, 
„als eines der Mittel gegen Terroristen“ halte er 
„Folter oder die Androhung von Folter für legitim“ 
(DIE WEFT vom 21. Mai 2004), keine dienstrecht- 
lichen Konsequenzen geben wird, und gab es in der 
bundesrepublikanischen Geschichte Fälle, wo Hoch- 
schullehrer im Verantwortungsbereich der Bundes- 
regierung disziplinarisch zur Verantwortung gezo- 
gen wurden, weil deren Meinungsäußerungen im 
Konflikt zum Grundgesetz standen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


9. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass der Präsident des Umweltbun- 
desamtes, Professor Andreas Troge, dem Bundesmi- 
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit, Jürgen Trittin, empfohlen hat, von dem vom 
Umweltbundesamt geplanten Projekt „Unangekün- 
digte Feldbeobachtung“ Abstand zu nehmen, und 
wenn ja, wie ist die Haltung der Bundesregierung in 
dieser Frage? 


10. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(FDP) 


Sollen auch die Bundesministerien und nachgeord- 
neten Behörden im Rahmen der Initiative „atmos- 
fair“ zur Förderung von Klimaschutzprojekten 
einen finanziellen Ausgleich für die durch Flüge ver- 
ursachten Klimabelastungen leisten, und wenn ja, 
welche Ressorts betrifft dies? 


1 1 . Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(FDP) 


Mit welchen zusätzlichen Kosten durch die vom 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit, Jürgen Trittin, gestartete Initiative 
„atmosfair“ rechnet die Bundesregierung durch ent- 
sprechende Einzahlungen in diesen Fonds? 


12. Abgeordnete 
Tanja 
Gönner 

(CDU/CSU) 


Ist dem Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (BMU) bekannt, dass 
die von der Arbeitsgemeinschaft für Verpackung 
und Umwelt e. V. (AGVU) „in die Welt gesetzten 
Zahlen“ bezüglich des Importanteils von Einweg- 
getränken (Pressemeldung des BMU vom 2 1 . Juni 
2004) aus einer Studie der Gesellschaft für Ver- 
packungsmarktforschung mbH (GVM) stammen 
(AFP, 21. Juni 2004/Handelsblatt, 21. Juni 2004), 
welche wiederum auf Zahlen und Berechnungen ba- 
sieren, die mathematisch auf der Grundlage des glei- 
chen Verfahrens durchgeführt werden wie die Statis- 
tik des BMU, und wenn ja, warum zieht dann die 
Bundesregierung diese Zahlen in Zweifel? 


13. Abgeordnete 
Tanja 
Gönner 

(CDU/CSU) 


Bedeutet die Infragestellung der Zahlen der GVM 
in diesem Zusammenhang auch, dass die für das 
BMU erhobenen Zahlen der GVM, auf deren Basis 
die Auslösung der Pfandpflicht erfolgt, ebenfalls an- 
gezweifelt werden, und was bedeutet dies für die 
Pfandpflicht? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


14. Abgeordneter 

Harald 

Leibrecht 

(FDP) 


Zu welchen Kenntnissen ist die Bundesregierung bei 
der Überprüfung zu der möglichen vertragswidrigen 
Nutzung von Schiffen der Nationalen Volksarmee 
in Indonesien gekommen (vgl. Antwort des Staats- 
sekretärs im Auswärtigen Amt, Dr. Klaus Scharioth, 
vom 25. August 2003 auf meine schriftliche Fra- 
ge 12 auf Bundestagsdrucksache 15/1513)?*) 


15. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Trifft es zu, dass seit dem Regierungswechsel 1998 
Lageberichte und Einzelauskünfte des Auswärtigen 
Amts mit dem Einleitungssatz „Darüber hinaus 
weist es vorsorglich darauf hin, dass die unbefugte 
Weitergabe dieser Informationen einen Verstoß ge- 
gen berufliches Standesrecht darstellt (§ 19 der An- 
waltlichen Berufsordnung) und entsprechend geahn- 
det werden kann“ versehen werden, und wenn ja, 
welchen Zweck verfolgt die Bundesregierung mit 
diesem Einleitungssatz? 


16. Abgeordneter 
Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung der Bericht des Außenmi- 
nisteriums der Vereinigten Staaten von Amerika 
vom Juni 2004 über den internationalen Menschen- 
handel bekannt, in dem Deutschland als Transit- 
und Bestimmungsland für die sexuelle Ausbeutung 
von Frauen aus den Nachfolgestaaten der früheren 
Sowjetunion und Mitteleuropa bezeichnet wird (dpa 
vom 15. Juni 2004, 13.48 Uhr)? 


17. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage in 
dem Bericht, wonach ein neueres Gerichtsverfahren 
gegen ukrainische Schleuser ernsthafte Fragen hin- 
sichtlich der Visumserteüungspolitik der Bundesre- 
gierung in Osteuropa in den Jahren 2000 bis 2003 
aufgeworfen habe? 


18. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus dem Bericht des Außenministeriums der 
Vereinigten Staaten von Amerika vom Juni 2004 
über den internationalen Menschenhandel, in dem 
Deutschland als Transit- und Bestimmungsland für 
die sexuelle Ausbeutung von Frauen aus den Nach- 


') Siehe hierzu auch Frage 32. 
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folgestaaten der früheren Sowjetunion und Mitteleu- 
ropa bezeichnet wird (vgl. dpa vom 15. Juni 2004, 
13.48 Uhr)? 


19. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung den im sog. Volmer-Er- 
lass vom März 2000, der in Befolgung einer aus- 
drücklichen Weisung des Bundesministers des Aus- 
wärtigen, Joseph Fischer, herausgegeben wurde, 
festgelegten Grundsatz „in dubio pro libertate“ mit 
der darin festgelegten Beweislastumkehr, der 
Grundlage für die nunmehr auch international ange- 
prangerte deutsche Visumserteilungspolitik ist, auf- 
heben? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


20. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Bundesregierung sich gegen- 
über der Europäischen Kommission für eine zukünf- 
tige Beschränkung der Förderung für die grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit an den Außen- und 
Binnengrenzen der Europäischen Union ausgespro- 
chen hat, und wenn ja, wie begründet die Bundesre- 
gierung diesen Standpunkt? 


21. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Erfolg der 
im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative INTER- 
REG in der Vergangenheit durchgeführten grenz- 
überschreitenden Projekte, und welche Folgen eines 
plötzlichen Wegfalls der Förderung grenzüber- 
schreitender Zusammenarbeit für den Oberrhein- 
raum sieht die Bundesregierung im Hinblick auf den 
weiterhin vorhandenen Bedarf an grenzüberschrei- 
tenden Kooperationsvorhaben im Oberrheinraum? 


22. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Besteht für die Bundesregierung - jenseits der beste- 
henden Regelungen - noch Handlungsbedarf bei 
der individuellen Entschädigung für homosexuelle 
NS-Opfer? 


23. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung aufgrund des einstim- 
migen Beschlusses des Deutschen Bundestages 
vom 7. Dezember 2000 (Plenarprotokoll 14/140, 
S. 13745 B) ein Gesetz zur Errichtung einer Mag- 
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nus-Hirschfeld-Stiftung als Form des kollektiven 
Ausgleichs (Bundestagsdrucksache 14/4894, S. 4, 
Nr. IV. 2) in dieser Legislaturperiode vorzulegen? 


24. Abgeordnete 

Michaela 

Noll 

(CDU/CSU) 


Wurde im Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
im Frühjahr 2002 ein Referentenentwurf eines Ge- 
setzes zur Errichtung einer Magnus-Hirschfeld-Stif- 
tung erstellt, und gibt es bis heute weitere Vorarbei- 
ten auf Seiten der Bundesregierung? 


25. Abgeordnete 

Michaela 

Noll 

(CDU/CSU) 


Sind die Auffassung des Bundesministers der Finan- 
zen, Hans Eichel, zur Finanzierung der Magnus- 
Hirschfeld-Stiftung und die diesbezüglich geführten 
Gespräche im BMF zutreffend im Artikel von Jan 
Feddersen „Homo-Verfolgung wird später aufgear- 
beitet“ (taz vom 2 1 . Juni 2004) wiedergegeben? 


26. Abgeordneter 

Dirk 

Niehel 

(FDP) 


Wie bewertet der Bundesminister der Finanzen, 
Hans Eichel, dass Mitarbeiter seines Ministeriums 
im Tagungshotel des „Tax Competition Round- 
table“ der Friedrich-Naumann-Stiftung, Heritage 
Foundation, Centre for Freedom and Prosperity 
und Stiftung Marktwirtschaft vorgesprochen haben, 
um über den nach Auffassung der Mitarbeiter eher 
dubiosen Charakter von Veranstaltung und Veran- 
staltern zu informieren? 


27. Abgeordneter 

Dr. Hermann Otto 
Solms 

(FDP) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung der Parla- 
mentarischen Staatssekretärin beim Bundesminister 
der Finanzen, Dr. Barbara Hendricks, in der Frage- 
stunde vom 16. Juni 2004, der von der Friedrich- 
Naumann-Stiftung in Zusammenarbeit mit der Heri- 
tage Foundation, dem Centre for Freedom and 
Prosperity und der Stiftung Marktwirtschaft veran- 
staltete „Tax Competition Roundtable“ habe den 
Zweck gehabt, „Geldwäsche und kriminelle Akti- 
vitäten an den Finanzmärkten“ zu schützen, und 
„dass die Zielrichtung der Gegenkonferenz ist, dass 
auf gesetzlicher Basis keine Auskünfte erteilt wer- 
den, und dass diese Intention natürlich darin be- 
gründet ist, Steuerverkürzer, Steuerhinterzieher, 
Geldwäscher und andere letztlich zu schützen“, Ple- 
narprotokoll 15/113, S. 10292 B, 10294 B, und wenn 
ja, auf welchen Tatsachen ist diese Meinung der 
Bundesregierung begründet? 
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28. Abgeordneter 

Dr. Hermann Otto 
Solms 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die herr- 
schende Meinung in der modernen Ökonomie da- 
von ausgeht, dass Steuerwettbewerb zu mehr Wohl- 
stand und Wachstum in den Staaten führt als eine 
Vereinheitlichung der Steuersysteme, verbunden mit 
einem freiheitseinschränkenden und administrativ 
aufwendigen Überwachungs- und Informationssys- 
tem? 


29. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Auf welche Weise unterstützt das BMF eine Geset- 
zesinitiative zu der vom SPD-Vorsitzenden Franz 
Müntefering angeregten Erhöhung der Mindest- 
gewinnbesteuerung für Unternehmen (vgl. APD 
vom 22. Juni 2004), und wie soll die Erhöhung nach 
Auffassung der Bundesregierung konkret aussehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


30. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Wie entwickelte sich das Förderprogramm des Bun- 
des „Die Verpflichtungsermächtigungen der Ge- 
meinschaftsaufgabe zur Förderung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ für den Freistaat Bayern, die 
sog. GA-Förderung (West), seit dem Jahr 2000, und 
welche Entwicklung wird sie bis in das Jahr 2007 
nehmen? 


31. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Zahlungen bzw. Zahlungsverpflichtun- 
gen ist nach dem Haushaltsentwurf für 2005 bei 
Bund, Bundesagentur für Arbeit und Kommunen 
im Zusammenhang mit der Zusammenführung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu rechnen? 


32. Abgeordneter 

Harald 

Leibrecht 

(FDP) 


Werden weitere Anfragen von Indonesien nach 
Waffen, inklusive Dual-use-Güter, genehmigt, und 
wenn ja, hat sich aus Sicht der Bundesregierung die 
Lage in der Provinz Aceh deutlich gegenüber den 
letzten Jahren verbessert?*) 


') Siehe hierzu auch Frage 14. 
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33. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche jährliche Mittelausstattung für die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ (GA) in den alten Bundesländern 
beabsichtigt die Bundesregierung bis zum Jahr 
2008, insbesondere vor dem Hintergrund der Haus- 
haltsentscheidung, für die GA in den neuen Bundes- 
ländern jährlich 700 Mio. Euro bis zum Jahr 2008 
zur Verfügung zu stellen? 


34. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Wie wird sich die Bundesregierung gegenüber der 
Europäischen Union für größere Spielräume in der 
Regionalpolitik einsetzen, insbesondere für eine ent- 
sprechende Gestaltung der europäischen Regelun- 
gen für die Regionalbeihilfen? 


35. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Mit welcher Begründung und mit welchen zu erwar- 
tenden und gewollten Wirkungen wurde das Sonder- 
programm des Bundes „Arbeit für Eangzeitarbeits- 
lose“ auf den 31. Dezember 2004 verkürzt? 


36. Abgeordnete 

Dr. Conny 
Mayer 

(Baiersbronn) 

(CDU/CSU) 


Welches Signal verspricht sich die Bundesregie- 
rung davon, zwar einerseits die Verwirklichung von 
Euro-Distrikten am Oberrhein durch die gemeinsa- 
me deutsch-französische Erklärung anlässlich des 
40. Jahrestages des Elysee-Vertrages zu unterstüt- 
zen, andererseits aber der EU zu empfehlen, sich 
bei der „Eörderung grenzüberschreitender Projekte 
auf den Osten Deutschlands“ (Badische Zeitung, 
23. Juni 2004) zu konzentrieren? 


37. Abgeordnete 

Dr. Conny 
Mayer 

(Baiersbronn) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis über Stellung- 
nahmen von Erankreich, der Schweiz und Öster- 
reich zu dem INTERREG-Programm, und wie be- 
wertet die Bundesregierung ggf. diese Stellungnah- 
men? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Soziaie Sicherung 


38. Abgeordneter 
Jens 
Spahn 
(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung die erste Übersicht 
nach § 73 Abs. 1 Arzneimittelgesetz, welcher so seit 
dem 1. Januar 2004 in Kraft ist, über die Mitglied- 
staaten der Europäischen Union und die anderen 
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Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsrau- 
mes, in denen für den Versandhandel und den elek- 
tronischen Handel mit Arzneimitteln dem deutschen 
Recht vergleichbare Sicherheitsstandards bestehen, 
veröffentlichen, und wie sieht bis zu einer Veröffent- 
lichung die rechtliche Situation für ausländische Ver- 
sandhändler aus? 


39. Abgeordneter 
Jens 
Spahn 
(CDU/CSU) 


Wie viele Apotheken aus dem In- und Ausland betei- 
ligen sich derzeit in nennenswertem Umfang am 
Versandhandel mit Arzneimitteln, und worin liegen 
nach ersten Erfahrungen jeweils die größten Hemm- 
nisse? 


40. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung die Einschränkung der 
kostenlosen Nutzung der öffentlichen Personenver- 
kehrsmittel für Menschen mit Behinderungen, und 
wie begründet sie ihre Haltung? 


41. Abgeordnete 

Hannelore 

Roedel 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der finanzielle Mehraufwand an Perso- 
nal- und Verwaltungskosten, der den Sozialhilfeträ- 
gern durch die Ausgabe von Chipkarten zur Kran- 
kenbehandlung an Sozialhilfeempfänger im Rahmen 
der Gesundheitsreform am 1. Januar 2004 entstan- 
den ist? 


42. Abgeordnete 

Hannelore 

Roedel 

(CDU/CSU) 


Wie hoch werden - auf der Basis der durch die erste 
Umtauschaktion zum 1. Januar 2004 entstandenen 
Kosten - die Personal- und Verwaltungskosten der 
öffentlichen Kassen geschätzt, die durch zwei weite- 
re Umtauschaktionen der Chipkarten, zum einen 
zum 1. Januar 2005 mit der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld 
II und zum anderen durch den Austausch der Chip- 
karten aller Versicherten gegen eine elektronische 
Gesundheitskarte im Rahmen der Gesundheitsre- 
form zum 1. Januar 2006, entstehen? 



Drucksache 15/3425 


- 12 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


43. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wie ist die Haltung der Bundesregierung bezüglich 
der Ausstattung der Führerscheine im so genannten 
Plastikkartenformat mit einem Mikrochip, wie es in 
der 3. EG-Führerscheinrichtlinie geplant ist? 


44. Abgeordneter Wodurch könnten nach Meinung der Bundesregie- 

Johannes rung Führerscheine am besten vor Fälschungen ge- 

Singhammer schützt werden? 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 

Matthäus 

Strehl 

(CDU/CSU) 


Wie ist die Haltung der Bundesregierung bezüglich 
der in der 3. EG-Führerscheinrichtlinie geplanten 
Begrenzung der Gültigkeitsdauer des Führerschein- 
dokuments für die Motorrad- und PKW-Fahrerlaub- 
nisklassen auf höchstens 10 Jahre? 


46. Abgeordneter 

Matthäus 

Strehl 

(CDU/CSU) 


Wie ist die Haltung der Bundesregierung bezüglich 
einer im Rahmen der Führerscheinbefristung mögli- 
chen wiederkehrenden Pflicht zu einer ärztlichen 
Untersuchung? 


47. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, welche Kosten für den Staat und für die Führer- 
scheininhaber die 3. EG-Führerscheinrichtlinie im 
Falle ihrer Umsetzung durch den regelmäßigen Um- 
tausch von Führerscheinen verursachen würde? 


48. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Gibt es bei der Bundesregierung bereits Planungen, 
wie sie im Falle der Umsetzung der 3. EG-Führer- 
scheinrichtlinie dem durch den regelmäßigen Um- 
tausch von Führerscheindokumenten entstehenden 
zusätzlichen bürokratischen Aufwand begegnen 
will? 


49. Abgeordneter 

Gerald 

Weiß 

(Groß-Gerau) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, wie hoch der Anteil der Unfälle ist, die von über 
65-Jährigen im Straßenverkehr verursacht werden? 
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50. Abgeordneter 

Gerald 

Weiß 

(Groß-Gerau) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, welche Altersgruppe statistisch gesehen die 
höchste Quote bei der Unfallverursachung im Stra- 
ßenverkehr hat? 


51. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist derzeit unter den Mitarbeitern der Bun- 
desregierung die Zahl der Nutzer des sog. Beamten- 
shuttle zwischen Bonn und Berlin, und mit welchen 
Kosten ist dies verbunden? 


52. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Mittel in den einzelnen Haushalts- 
titeln, die die Bundesregierung für die sog. INTER- 
REG III B und C Programme bereitstellt, und wie 
viele Mitarbeiter sind mit der bürokratischen Ab- 
wicklung betraut? 
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